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1. Planerfordernis 

 

Das übergeordnete städtebauliche Ziel der Stadt Bayreuth „Innen vor Au-

ßen“ (Vorrang Innenentwicklung vor Außenentwicklung) gilt insbesondere 

auch für flächenintensives Gewerbe. Eine bewährte Strategie, dieses städ-

tebauliche Ziel im gewerblichen Bereich umzusetzen, besteht darin, vor-

handene Nachverdichtungspotenziale an bestehenden Gewerbestandorten 

zu identifizieren und zu aktivieren sowie hier die Nutzungsintensität zu er-

höhen. Die freiwerdenden Gewerbeflächenpotenziale können sodann einer 
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neuen Nachnutzung zugeführt werden. Dies hat vor dem Hintergrund einer 

deutlichen Zunahme der Nachfrage nach Gewerbe- und sonstigen baulich 

nutzbaren Flächen eine besonders hohe Bedeutung für die Bayreuther 

Stadtentwicklung. Der Druck auf den planungsrechtlichen Außenbereich 

– z.B. durch die Ausweisung neuer Gewerbegebiete in peripherer Lage – 

kann so insgesamt reduziert werden. 

 

Konkret beabsichtigen die Bayreuther Stadtwerke, ihre vorhandenen Lie-

genschaften (Außenlager an der Spitzwegstraße, Hauptstandort an der Bir-

kenstraße, Verkehrsbetriebe an der Eduard-Bayerlein-Straße) auf den ge-

genständlichen Grundstücken an der Eduard-Bayerlein-Straße zu konsoli-

dieren. Neben dem Neubau des Verwaltungsgebäudes sollen auch der Be-

triebshof einschließlich Werkstattflächen sowie Lager- und Sozialflächen 

realisiert werden. Die Bestandsgebäude des Omnibusbetriebshofs und Tei-

le des sanierten Schalthauses sollen dabei in das Konzept integriert und 

nicht ersetzt werden. Die freiwerdenden Grundstücke an der Birken- und 

der Spitzwegstraße können sodann für eine bauliche Nachnutzung heran-

gezogen werden. 

 

Der vorhandene Gewerbestandort an der Eduard-Bayerlein-Straße eignet 

sich aus städtebaulicher Sicht aufgrund der verkehrsgünstigen Lage und 

der vorwiegend gewerblich geprägten Nutzungs- und Siedlungsstrukturen 

im Umfeld für eine solche Nutzungsintensivierung. Da aber die bestehen-

den planungsrechtlichen Rahmenbedingungen einer solchen Entwicklung 

entgegenstehen, ist über die gegenständlichen Bauleitplanverfahren zu-

nächst entsprechendes Planungsrecht zu schaffen. 

 

 

2. Plangebiet 

 

2.1. Lage 

 

Das Plangebiet liegt knapp 600 m nordwestlich der Bayreuther Innenstadt 

im Stadtteil City. Stadträumlich wird es im Wesentlichen durch die Carl-
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Schüller-Straße, den Berliner Platz, die Eduard-Bayerlein-Straße und das 

Areal der Feuerwache Bayreuth eingefasst. 

 

2.2. Bestand und Topografie 

 

Das Umfeld ist deutlich überwiegend gewerblich geprägt. Im Norden grenzt 

der Gewerbepark „Alte Spinnerei“ mit tlw. zentralörtlichen Einrichtungen 

und Dienstleistungen des spezialisierten höheren Bedarfs an. Im Westen 

befindet sich neben dem Gewerbegebiet „Am Nordring“ die Feuerwache der 

Bayreuther Feuerwehr. Das Gebiet südlich des Planareals zeichnet sich 

durch Mischgebiete mit einem hohen Anteil an Gewerbe- und Verwaltungs-

nutzungen aus. Der Straßenzug Casselmannstraße, Berliner Platz und Gu-

tenbergstraße stellt dagegen eine städtebauliche Zäsur dar. Bei den Be-

bauungsstrukturen östlich dieses Straßenzugs handelt es sich um faktische 

Misch- oder Wohngebiete. 

 

Wie das Umfeld ist auch das Plangebiet an der Eduard-Bayerlein-Straße 

selbst gewerblich geprägt. Auf dem bestehenden Werksgelände der Stadt-

werke befinden sich insb. die Betriebsgebäude der Verkehrsbetriebe (u.a. 

Omnibusbetriebshof) und das sanierte Schalthaus sowie die jeweiligen Ne-

ben- und Funktionsgebäude. Nördlich des Schalthauses befindet sich eine 

private Stellplatzanlage, die über die Carl-Schüller-Straße erschlossen und 

nicht zum Betrieb der Stadtwerke zu zählen ist. Das Betriebsgelände selbst 

ist teilweise massiv eingefriedet. Während die Flächen im Westen aufgrund 

ihrer Eigenschaft als Verkehrs- und Bewegungsflächen des Omnibusbe-

triebshofs beinahe vollständig versiegelt sind, weisen die bestehenden 

Grünanlagen – Bereiche entlang der Eduard-Bayerlein-Straße sowie zwi-

schen Schalthaus und Berliner Platz – teils dichten Baum-, Sträucher- und 

Gehölzbestand auf. 

 

Der südwestliche Bereich des Plangebietes ist gemischt genutzt. Hier sind 

in etwa gleichrangig nebeneinander – teils kleinteilige – Gewerbebetriebe 

(z. B. Handwerk) und Wohnnutzungen zu finden. Es herrscht eine hohe 
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Versiegelung vor. Grünflächen befinden sich lediglich im Bereich der Gärten 

der Wohnhäuser/Wohnungen. 

 

Signifikante Steigungen oder Gefälle sind im gesamten Plangebiet nicht 

vorhanden. 

 

2.3. Geltungsbereich 

 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanverfahrens Nr. 1/21 "Gewerbe- 

und Mischgebiet Eduard-Bayerlein-Straße" (Teiländerung der Bebauungs-

pläne Nr. 9/82, Nr. 13/82 und Nr. 6/83 TB3) wird im Wesentlichen begrenzt 

durch 

 

 die Carl-Schüller-Straße im Norden, 

 den Berliner Platz im Osten, 

 die Eduard-Bayerlein-Straße im Süden sowie 

 die östliche Grenze des Flurstücks 1499/6 Gmkg. Bayreuth (Feuer-

wache der Feuerwehr Bayreuth) im Westen. 

 

Er umfasst somit die Flurstücke (TF = Teilfläche) 

 

1407 TF, 1456/4 TF, 1460/2, 1460/9 TF, 1460/17, 1460/27 TF, 1460/28, 

1460/29, 1460/30, 1463/6 TF, 1463/7, 1495/4, 1495/6, 1496 TF, 1499/4, 

1499/5, 1499/7, 1499/8, 1500, 1500/1, 1500/2, 1500/3, 1502/22 TF und 

1520/12 TF der Gmkg. Bayreuth. 

 

2.4. Größe 

 

Die Größe des Geltungsbereiches umfasst ca. 3,65 ha.  
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3. Planungsrecht 

 

3.1. Vorbereitende Bauleitplanung (Flächennutzungsplanung) 

 

Im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Bayreuth ist für das beste-

hende Werksgelände der Stadtwerke und damit für den größten Teil des 

Plangebietes „Flächen für den Gemeinbedarf: Verkehrsbetriebe“ dargestellt. 

Für den Bereich des bestehenden sanierten Schalthauses (Eduard-

Bayerlein-Straße 2a) ist die punktuelle Festlegung „Umspannwerk / Schalt-

haus“ enthalten. Von dort verläuft den Darstellungen zufolge parallel zur 

Eduard-Bayerlein-Straße eine „unterirdische elektrische Leitung“ in Rich-

tung Westen. Für den südwestlichen Teil des Plangebietes (Eduard-

Bayerlein-Straße 8/10/12) sowie für das Grundstück, das unmittelbar an 

den Berliner Platz angrenzt (Eduard-Bayerlein-Straße 2), lautet die behör-

denverbindliche Vorgabe des Flächennutzungsplans „Mischgebiet“. Der 

Straßenzug Casselmannstraße/Berliner Platz/Gutenbergstraße ist als 

Hauptverkehrsstraße, entlang derer „Nutzungsbeschränkungen oder Vor-

kehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen (Schall-

schutz)“ vorzusehen sind, dargestellt. 

 

3.2. Verbindliche Bauleitplanung (Bebauungsplanung) 

 

Das Plangebiet liegt überwiegend im Geltungsbereich des rechtsverbindli-

chen Bebauungsplans Nr. 13/82 „Eduard-Bayerlein-Str./Nord“ (Inkrafttreten: 

03.02.1984). Das Bebauungsplankonzept gliedert sich in einen östlichen 

Teilbereich mit der Festsetzung von Versorgungsanlagen (Fläche für Um-

spannwerk, E-Werk) und einen westlichen Teilbereich mit der Festsetzung 

eines Gewerbegebietes (§ 8 BauNVO 1977). Der Geltungsbereich umfasst 

im Osten auch den kompletten Knotenpunkt des Berliner Platzes in seinem 

seiner- und derzeitigen Ausbauzustand. Die privaten Stellplatzanlagen an 

der Carl-Schüller-Straße im Norden des Plangebietes liegen im Geltungs-

bereich des rechtsverbindlichen Bebauungsplans Nr. 6/83 „Gewerbepark 

‚Alte Spinnerei‘ Teilbereich 3“ (Inkrafttreten: 12.05.2006). Hier sind bauleit-

planerisch insbesondere private Verkehrsflächen (Stellplätze) festgesetzt. 
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3.3. Verfahren 

 

Das Bebauungsplanverfahren Nr. 1/21 und das zugehörige Flächennut-

zungsplan-Änderungsverfahren Nr. 34 werden im Parallelverfahren gem. 

§ 8 Abs. 3 BauGB durchgeführt. 

 

Die Einleitung der Verfahren gem. § 2 Abs. 1 BauGB sowie die frühzeitige 

Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB und die frühzeitige 

Beteiligung der Behörden gem. § 4 Abs. 1 BauGB erfolgen auf Grundlage 

der Planentwürfe des Flächennutzungsplan-Änderungsverfahrens Nr. 34 

und des Bebauungsplanverfahrens Nr. 1/21 jeweils vom 18.05.2021. 

 

 

4. Hinweise zum weiteren Verfahren 

 

4.1. Architektonischer Realisierungswettbewerb 

 

Seitens der Stadtwerke ist die Durchführung eines architektonischen Reali-

sierungswettbewerbs vorgesehen. Dieser Wettbewerb ist zur städtebauli-

chen und stadtfunktionalen Einbindung des Plangebietes und des Vorha-

bens in das nähere Umfeld um einen städtebaulichen Ideenteil zu ergän-

zen. 

 

In die Auslobungsunterlagen des Wettbewerbs fließen sowohl die gegen-

ständlichen Bauleitplanentwürfe als auch die Ergebnisse der im nächsten 

Schritt durchzuführenden frühzeitigen Öffentlichkeits- und Behördenbeteili-

gung gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB ein. Um im Rahmen des städ-

tebaulich Verträglichen die Wettbewerbsergebnisse nicht zu sehr einzu-

schränken, wurde insbesondere der vorliegende Bebauungsplanentwurf 

Nr. 1/21 vom 18.05.2021 in diesem frühen Planungsstadium hinsichtlich 

seiner Regelungsinhalte und –tiefe noch weit gefasst. 

 

Das kritisch zu überprüfende Wettbewerbsergebnis wiederum bildet sodann 

die Grundlage für die Konkretisierung und die detaillierte Ausarbeitung der 
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Bauleitplanentwürfe, die den politischen Gremien vor der öffentlichen Aus-

legung gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB vorgestellt werden. 

 

4.2. Knotenpunkt Berliner Platz 

 

Der Bauausschuss des Bayreuther Stadtrates hat in seiner Sitzung am 

04.12.2018 (Bauausschussbeschluss vom 04.12.2018) die Verwaltung u.a. 

beauftragt, eine Entwurfsplanung zum Umbau des Berliner Platzes in eine 

Kreisverkehrsanlage auszuarbeiten. 

 

Da im vorliegenden Fall nicht nur ein räumlicher, sondern auch ein verkehr-

licher Zusammenhang mit der Entwicklung im Plangebiet besteht, wurde 

der Berliner Platz in den Geltungsbereich des Bebauungsplanverfahrens 

Nr. 1/21 aufgenommen. Die konkrete Ausgestaltung des Knotenpunktes mit 

optimierter Führung des Rad- und Fußverkehrs wird im Rahmen des Maß-

nahmenprogramms Radverkehrsförderung (Initiative Radentscheid) parallel 

zum weiteren Verfahren konkretisiert und im Bebauungsplanentwurf 

Nr. 1/21 vor der öffentlichen Auslegung Berücksichtigung finden. 

 

Dem aktuellen Sach- und Verfahrensstand entsprechend enthält der ge-

genständliche Bebauungsplanentwurf Nr. 1/21 vom 18.05.2021 noch eine 

eher schematische Darstellung der künftigen Kreisverkehrsanlage. 

 

4.3. Gutachten 

 

Es werden aktuell verschiedene Fachgutachten erarbeitet (z. B. Immissi-

onsschutz, Naturschutz, Artenschutz, Wasserrecht/Bodenschutz, Verkehr), 

die im Weiteren zu berücksichtigen sein werden.  
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5. Planungsinhalt 

 

5.1. Art der baulichen Nutzung 

 

Mischgebiet (MI) 

 

Für den südwestlichen Teil des Plangebietes (Eduard-Bayerlein-Straße 

8/10/12) wird die Art der baulichen Nutzung zum einen den behördenver-

bindlichen Darstellungen des wirksamen Flächennutzungsplans und zum 

anderen den tatsächlichen Nutzungsstrukturen vor Ort entsprechend als 

Mischgebiet gem. § 6 BauNVO festgesetzt. Die Regelungen des 

§ 6 BauNVO werden somit zum Bestandteil des Bebauungsplans. Neben 

den gebietsübergreifenden Ausschlüssen (s.u.) werden allerdings auch 

Tankstellen aufgrund ihrer Störpotenziale für das im MI zulässige Wohnen 

als unzulässig festgesetzt. 

 

Gewerbegebiet (GE) 

 

Im GE richtet sich die Zulässigkeit der Vorhaben hinsichtlich der Art der 

baulichen Nutzung nach § 8 BauNVO. Zuzulassen sind mit dem Ziel des 

Erhalts und der Entwicklung des klassischen Gewerbestandortes demzufol-

ge nur Nutzungen, die mit dem Gebietscharakter vereinbar und dem Ge-

bietscharakter zuträglich sind. Unzulässig sind Vorhaben, die der Wahrung 

des Gebietscharakters entgegenstehen. Auch hier werden die Regelungen 

des § 8 Abs. 2 und 3 BauNVO mit zwei Ausnahmen (siehe gebietsübergrei-

fende Ausschlüsse) Bestandteil des Bebauungsplans. 

 

Gebietsübergreifende Ausschlüsse 

 

Die mit erheblichen städtebaulichen Störpotenzialen für das Umfeld und 

das Plangebiet verbundenen Vergnügungsstätten (v.a. stadträumliche Wir-

kung, negative Auswirkungen auf das Bodenpreisgefüge) werden im MI und 

GE ausgeschlossen. Mit dem generellen Vergnügungsstättenausschluss 

werden zudem die Handlungsempfehlungen der 2011 durch den Stadtrat 

als städtebauliches Entwicklungskonzept i. S. d. § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB 
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beschlossenen Vergnügungsstättenkonzeption umgesetzt, nach der Ver-

gnügungsstätten in allen Gebietskategorien außerhalb der Bayreuther In-

nenstadt auszuschließen sind. 

 

Zudem sind gem. dem 2005 beschlossenen und 2018 teilfortgeschriebenen 

Städtebaulichen Einzelhandelsentwicklungskonzept (SEEK) Verkaufsflä-

chen- und Umsatzpotenziale in der Bayreuther Innenstadt zu bündeln. Zum 

Ausschluss von negativen Auswirkungen auf die Innenstadt und andere 

zentrale Versorgungsbereiche werden Einzelhandelsbetriebe (Verkauf an 

Endverbraucher) im MI und GE ausgeschlossen. 

 

5.2. Maß der baulichen Nutzung 

 

Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzungen (GRZ, GFZ, BMZ) 

orientieren sich sowohl im MI als auch im GE an den gem. 

§ 17 Abs. 1 BauNVO städtebaulich vertretbaren Obergrenzen für die ent-

sprechende Gebietskategorie. Im MI wird zudem eine bestandsorientierte 

Höchstzahl der Vollgeschosse (III, drei Vollgeschosse) festgesetzt. 

 

5.3 Überbaubare Grundstücksfläche 

 

Die überbaubaren Grundstücksflächen im MI und GE werden durch Bau-

grenzen so festgelegt, dass mit entsprechenden Abständen z. B. zu den 

Straßenverkehrsflächen großzügige Baufenster entstehen und die Flurstü-

cke entsprechend flexibel ausgenutzt werden können. Im Westen des Plan-

gebietes werden die Baugrenzen des Bebauungsplans Nr. 13/82 auf dem 

benachbarten Flurstück 1499/6 Gmkg. Bayreuth aufgenommen. 

 

Die Abstandsflächen sind grundsätzlich in der aktuellen Fassung des 

Art. 6 BayBO einzuhalten. 

 

Stellplätze sind einschließlich deren Zu- und Abfahrten sowohl innerhalb 

der Baugrenzen als auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche, 

also innerhalb der Baugebietsflächen des MI und des GE, zulässig. Hiermit 

wird bei Einhaltung der weiteren Festsetzungen des Bebauungsplans 
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Nr. 1/21 – insb. zum Maß der baulichen Nutzung – die städtebauliche Ord-

nung auch bei größtmöglicher Flexibilität gewahrt. 

 

5.4 Verkehrsflächen 

 

Bei den festgesetzten Straßenverkehrsflächen, Straßenbegrenzungslinien, 

Fußwegen und Radwegen im Plangebiet handelt es sich in erster Linie um 

bestehende und funktionale Verkehrsanlagen, die somit zu erhalten sind. 

Zum geplanten Umbau des Knotenpunktes Berliner Platz siehe Kapitel 4.2. 

 

Die Erschließung des GE wird wie folgt differenziert: Die Haupterschließung 

– und damit insbesondere die Abwicklung des Busverkehrs – erfolgt über 

die Eduard-Bayerlein-Straße im Bereich der vorhandenen Zufahrten. Zu-

sätzlich soll im Sinne einer Nebenerschließung auch eine Zufahrt von Nor-

den über die Carl-Schüller-Straße ermöglicht werden. Hier wird Busverkehr 

kategorisch ausgeschlossen sein.  

 

5.5 Maßnahmen für die Wasserwirtschaft 

 

Die Menge des einzuleitenden Oberflächenwassers in den städtischen Ka-

nal ist auf 70 l/s x ha Grundstücksfläche begrenzt. Entsprechende Rückhal-

temaßnahmen (z.B. Dachbegrünung) sind auf dem jeweiligen Baugrund-

stück vorzusehen. Die festgesetzte Begrenzung der Einleitungsmenge ist 

eine rechnerische Grundlage für den Generalentwässerungsplan der Stadt 

Bayreuth und wird bauleitplanerisch in allen gewerblich geprägten Bauge-

bieten der Stadt Bayreuth einheitlich festgesetzt. Zur Klarstellung: Diese 

Festsetzung bezieht sich aus städtebaulichen Gründen v.a. auf die Vermei-

dung von Hochwasserschäden einschließlich Schäden durch Starkregen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 i. V. m. Nr. 16c BauGB).  
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5.6 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur 

und Landschaft 

 

Unbeschadet der höchstzulässigen baulichen Verdichtung im MI und GE 

(siehe Kapitel 5.2) sind zur Wahrung einer Mindestausstattung an Grünflä-

chen im gesamten Plangebiet mindestens 10 % der Grundstücksflächen zu 

begrünen, unter Berücksichtigung vorhandener Gehölzbestände mit Bäu-

men und Sträuchern zu bepflanzen und dauerhaft zu unterhalten. Je ange-

fangene 400 m2 Grundstücksfläche ist ein Baum zu pflanzen. Die Auswahl 

des großkronigen heimischen Laubbaums hat in Abstimmung mit der Unte-

ren Naturschutzbehörde (Amt für Umweltschutz der Stadt Bayreuth) zu er-

folgen. Bestehende und zu erhaltene Bäume sind auf die Zahl der zu pflan-

zenden Bäume anzurechnen. Die Baumschutzverordnung der Stadt Bay-

reuth findet grundsätzlich Anwendung. 

 

Zur Vermeidung bzw. Reduzierung zu stark aufgeheizter versiegelter Flä-

chen und zur Verbesserung der mikroklimatischen Verhältnisse sind etwai-

ge oberirdische Stellplatzanlagen mit Baumpflanzungen aufzulockern. 

 

5.7 Zusammenstellung der Flächen 

 

Gewerbegebiet (GE) ca. 2,35 ha 

Mischgebiet (MI) ca. 0,60 ha 

Öffentliche Verkehrsfläche ca. 0,70 ha 
davon: Straßenverkehrsfläche ca. 0,44 ha 
 Fußweg (F) ca. 0,26 ha 

   

Größe des Geltungsbereiches ca. 3,65 ha 
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6. Umweltbericht 

 

6.1. Einleitung 

 

Gem. § 50 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-

fung (UVPG) wird die Umweltverträglichkeitsprüfung einschließlich der Vor-

prüfung des Einzelfalls im Aufstellungsverfahren als Umweltprüfung 

mitsamt der Überwachung nach den Vorschriften des BauGB durchgeführt. 

Die nach dem UVPG (siehe Nr. 18 der Anlage 1 zum UVPG) erforderliche 

Vorprüfung des Einzelfalls entfällt gem. § 50 Abs. 1 Satz 2 UVPG, da für 

den aufzustellenden Bebauungsplan Nr. 1/21 eine Umweltprüfung nach den 

Vorschriften des Baugesetzbuches durchgeführt wird. Der vorliegende Um-

weltbericht entspricht als Umweltprüfung nach den Vorschriften des Bauge-

setzbuches damit den Anforderungen des UVPG. Die Durchführung einer 

separaten Umweltverträglichkeitsprüfung ist somit nicht erforderlich. 

 

Die nachfolgenden Ausführungen basieren auf dem aktuellen Sach- und 

Kenntnisstand des Verfassers dieses Umweltberichtes (Stadtplanungsamt 

Bayreuth) sowie den vorliegenden umweltrelevanten Informationen. Hieran 

orientieren sich zunächst auch der Umfang und der Detaillierungsgrad der 

Umweltprüfung. Im Rahmen der Bauleitplanverfahren sind insbesondere die 

zuständigen Fachbehörden, Fachdienststellen und Fachverbände zur Mit-

wirkung und zur Fortschreibung des Umweltberichtes aufgefordert. 

 

6.1.1. Kurzdarstellung der wichtigsten Ziele und Inhalte des Bauleitplans 

 

Das übergeordnete städtebauliche Ziel der Stadt Bayreuth „Innen vor Au-

ßen“ (Vorrang Innenentwicklung vor Außenentwicklung) gilt insbesondere 

auch für flächenintensives Gewerbe. Eine bewährte Strategie, dieses städ-

tebauliche Ziel im gewerblichen Bereich umzusetzen, besteht darin, vor-

handene Nachverdichtungspotenziale an bestehenden Gewerbestandorten 

zu identifizieren und zu aktivieren sowie hier die Nutzungsintensität zu er-

höhen. Die freiwerdenden Gewerbeflächenpotenziale können sodann einer 

neuen Nachnutzung zugeführt werden. Dies hat vor dem Hintergrund einer 
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deutlichen Zunahme der Nachfrage nach Gewerbe- und sonstigen baulich 

nutzbaren Flächen eine besonders hohe Bedeutung für die Bayreuther 

Stadtentwicklung. Der Druck auf den planungsrechtlichen Außenbereich – 

z.B. durch die Ausweisung neuer Gewerbegebiete in peripherer Lage – 

kann so insgesamt reduziert werden. 

 

Konkret beabsichtigen die Bayreuther Stadtwerke, ihre vorhandenen Lie-

genschaften (Außenlager an der Spitzwegstraße, Hauptstandort an der Bir-

kenstraße, Verkehrsbetriebe an der Eduard-Bayerlein-Straße) auf den ge-

genständlichen Grundstücken an der Eduard-Bayerlein-Straße zu konsoli-

dieren. Neben dem Neubau des Verwaltungsgebäudes sollen auch der Be-

triebshof einschließlich Werkstattflächen sowie Lager- und Sozialflächen 

realisiert werden. Die Bestandsgebäude des Omnibusbetriebshofs und Tei-

le des sanierten Schalthauses sollen dabei in das Konzept integriert und 

nicht ersetzt werden. Die freiwerdenden Grundstücke an der Birken- und 

der Spitzwegstraße können sodann für eine bauliche Nachnutzung heran-

gezogen werden. 

 

Der vorhandene Gewerbestandort an der Eduard-Bayerlein-Straße eignet 

sich aus städtebaulicher Sicht aufgrund der verkehrsgünstigen Lage und 

der vorwiegend gewerblich geprägten Nutzungs- und Siedlungsstrukturen 

im Umfeld für eine solche Nutzungsintensivierung. Da aber die bestehen-

den planungsrechtlichen Rahmenbedingungen einer solchen Entwicklung 

entgegenstehen, ist über die gegenständlichen Bauleitplanverfahren zu-

nächst entsprechendes Planungsrecht zu schaffen. 

 

Planungsinhalte1: 

 

 Gewerbegebiet gem. § 8 BauNVO im Bereich des bestehenden Be-

triebsgeländes der Stadtwerke 

 Mischgebiet gem. § 6 BauNVO im südwestlichen Bereich (Eduard-

Bayerlein-Straße 8/10/12) 

                     
1 Zur ausführlichen Darstellung und Begründung der Planinhalte siehe Ka-

pitel 5 des allgemeinen Teils der Begründung. 
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 Orientierung des Maßes der baulichen Nutzung an den Obergrenzen 

des § 17 BauNVO 

 Weit gefasste Baugrenzen (Stellplätze auch außerhalb der Baugren-

zen möglich) 

 Verkehrsflächen weitestgehend wie im Bestand; Umbau des Kno-

tenpunktes Berliner Platz als Kreisverkehrsanlage 

 Differenzierung: Haupterschließung über Eduard-Bayerlein-Straße; 

Nebenerschließung (Ausschluss Busverkehr) über Carl-Schüller-

Straße 

 Drosselabflussspende und Rückhaltemaßnahmen auf den Grundstü-

cken 

 Grünordnerische Mindestausstattung (10 % der Grundstücksflächen 

als Grünflächen, Pflanzung eines Baums je 400 m2 Grundstücksflä-

che, Auflockerung oberirdischer Stellplatzanlagen durch Baumpflan-

zungen) 

 

6.1.2. Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen fest-

gelegten Ziele des Umweltschutzes und deren Berücksichtigung 

 

Hinsichtlich der einzelnen Schutzgüter, die in der Umweltprüfung gem. 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB zu behandeln sind, bestehen diverse Ziele zum 

Schutz, zur Pflege und der Entwicklung der Umwelt. In den folgenden Kapi-

teln werden die aus den Fachgesetzen, den Fachplänen sowie sonstigen 

Planungen und Richtlinien zu entnehmenden allgemeingültigen Ziele des 

Umweltschutzes, die vom Bauleitplan berührt werden, dargestellt und deren 

Umsetzung dokumentiert. Zu beachten sind insbesondere die folgenden 

Fachgesetze, Fachpläne und räumlichen Gesamtplanungen: 

 

Fachgesetze: 

(mitsamt Verordnungen und technischen Anleitungen) 

 

 BauGB (v.a. Bodenschutz- und Umwidmungssperrklausel des 

§ 1a Abs. 2 BauGB, Klimaschutzklausel des § 1a Abs. 5 BauGB und 

Umweltschutzziele des § 1 Abs. 6 Nr. 7 lit. e, f, h BauGB) 
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 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) und Bundes-

Bodenschutzverordnung (BBodSchV) 

 Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG), Bundesimmissions-

schutzverordnung (BImSchV), TA Lärm, DIN 18005 und DIN 45691 

 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) und Bayerisches Natur-

schutzgesetz (BayNatSchG) 

 Denkmalschutzgesetz (DSchG) 

 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und Bayerisches Wassergesetz 

(BayWG) 

 

Fachpläne und räumliche Gesamtplanungen: 

 

 Landesentwicklungsprogramm (LEP) Bayern 

 Regionalplan Oberfranken-Ost (5) mit Landschaftsentwicklungskon-

zept Region Oberfranken-Ost (LEK 5) 

 Flächennutzungsplan der Stadt Bayreuth mit integriertem Land-

schaftsplan 

 

6.2. Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umweltauswirkungen 

 

6.2.1. Bestandsaufnahme (Basisszenario) und voraussichtliche Entwicklung 

des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung 

 

Die Bestandsaufnahme als Basisszenario ist dezidiert nach den Schutzgü-

tern Fläche und Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt, 

Klima und Luft, Mensch (Lärm) und Mensch (Erholung), Landschaft sowie 

Kultur- und Sachgüter der anhängenden Tabelle zu entnehmen. 

 

Bei Nichtdurchführung der Planung sind im Plangebiet Vorhaben grundsätz-

lich weiterhin bereits planungsrechtlich zulässig, wenn sie den Festsetzun-

gen der bestehenden Bebauungspläne Nr. 9/82, Nr. 13/82 und Nr. 6/83 TB3 

nicht widersprechen und die Erschließung gesichert ist. Es ist also insge-

samt von der Entwicklung eines klassischen Gewerbegebietes mit den typi-

schen Bebauungskennziffern auszugehen.  
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6.2.2. Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchfüh-

rung der Planung 

 

Die Beurteilung der Umweltauswirkungen erfolgt verbal argumentativ in drei 

Stufen: 

 

 Geringe Erheblichkeit 

 Mittlere Erheblichkeit 

 Hohe Erheblichkeit 

 

Bei der Ermittlung der Auswirkungen der Planung auf die einzelnen Schutz-

güter kann unterschieden werden zwischen baubedingten, anlagebedingten 

und betriebsbedingten Auswirkungen. Die Prüfung erfolgt auf Grundlage 

der Anlage 1 zum BauGB sowie auf Grundlage der Anlage 4 zum UVPG. 

Die Darstellung der Ergebnisse erfolgt in tabellarischer Form (siehe Anla-

ge). Gegenüber dem bestehenden Planungsrecht, nach dem Vorhaben be-

reits vor der Planung zulässig sind, wenn sie den Festsetzungen der beste-

henden Bebauungspläne Nr. 9/82, Nr. 13/82 und Nr. 6/83 TB3 nicht wider-

sprechen und die Erschließung gesichert ist, sind die Umweltauswirkungen 

auf die Schutzgüter nach jetzigem Sach- und Kenntnisstand insgesamt ge-

ringer Erheblichkeit. 

 

Überdies zu beschreiben sind gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 lit. i BauGB auch die 

Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes 

nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 lit. a bis d BauGB (Schutzgüter): 

 

Zwischen den Schutzgütern (siehe Kapitel 6.2.1) bestehen diverse Wech-

selwirkungen. So führt insbesondere eine Zunahme der Versiegelung zu ei-

nem Verlust der natürlichen Bodenfunktion wie z. B. der Fähigkeit der Filte-

rung, Pufferung und Umwandlung von Schadstoffen. Zusätzlich bewirkt die 

Versiegelung nachteilige Veränderungen des Schutzgutes (Grund-)Wasser, 

da versiegelter Boden das großflächige Versickern und Verdunsten von 

Niederschlagswasser nicht mehr zulässt.  
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Die Schutzgüter Tiere und Pflanzen können beeinträchtigt werden, weil die 

Lebensraumqualität von versiegelten Bereichen als Pflanzenstandort und 

als Habitat eingeschränkt werden kann. Umgekehrt bewirken die geplanten 

Maßnahmen zur Vermeidung, Verhinderung, Verringerung und zum Aus-

gleich erheblich nachteiliger Auswirkungen (siehe Kapitel 6.2.3) auch Ver-

besserungen in den Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern. 

 

Eine erhebliche Verstärkung der Umweltauswirkungen durch sich negativ 

beeinflussende Wechselwirkungen und damit eine - bei der isolierten Be-

trachtung der Schutzgüter (siehe Anlage) möglicherweise nicht erkannte - 

erhebliche Beeinträchtigung ist insbesondere vor dem Hintergrund des gel-

tenden Bau- und Planungsrechtes nach § 30 BauGB (bestehende Bebau-

ungspläne Nr. 9/82, Nr. 13/82 und Nr. 6/83 TB3) nach jetzigem Sach- und 

Kenntnisstand nicht zu erwarten. 

 

6.2.3. Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verhinderung, Verringerung 

und zum Ausgleich erheblich nachteiliger Auswirkungen sowie ge-

plante Überwachungsmaßnahmen 

 

Die geplanten Maßnahmen zur Vermeidung, Verhinderung, Verringerung 

und zum Ausgleich erheblich nachteiliger Auswirkungen der Planung sowie 

die geplanten Überwachungsmaßnahmen sind der anhängenden Tabelle 

zu entnehmen. 

 

Ein ökologischer Ausgleich ist gem. § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB nicht erfor-

derlich, da Eingriffe bereits vor der Planung nach Maßgabe der bestehen-

den Bebauungspläne Nr. 9/82, Nr. 13/82 und Nr. 6/83 TB3 zulässig 

sind/waren und somit kein neuer Eingriffstatbestand vorliegt.  
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6.2.4. Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

 

Standortalternativen 

 

Mit den vorliegenden Bauleitplanungen wird die Nutzungsintensität an ei-

nem bestehenden und leistungsfähigen Gewerbestandort erhöht. Insofern 

bedarf es keiner Standortalternativenprüfung. Solche Intensivierungen sind 

grundsätzlich auch in anderen gewerblich geprägten Gebieten in Bayreuth 

denkbar. Insgesamt wird mit dieser Strategie das Ziel verfolgt, den Druck 

auf den planungsrechtlichen Außenbereich zu reduzieren. 

 

Städtebauliche Entwicklungsalternativen 

 

Die vorliegenden Bauleitplanungen sehen mit ihren Darstellungen und 

Festsetzungen – insbesondere zur Art und zum Maß der baulichen Nut-

zung – per se eine Vielzahl möglicher, städtebaulich vertretbarer Entwick-

lungsalternativen vor. 

 

6.2.5 Beschreibung der erheblich nachteiligen Auswirkungen, die aufgrund 

der Anfälligkeit der zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle und Ka-

tastrophen zu erwarten sind, auf die Schutzgüter und deren Wechsel-

wirkungen 

 

Im Plangebiet befinden sich weder Störfallbetriebe i. S. d. § 50 BImSchG 

noch befindet sich das Plangebiet im potentiellen Einwirkbereich solcher 

Störfallbetriebe. Durch die Planungen sind Belange der planungsrechtlichen 

Störfallvorsorge im Sinne der Richtlinie 2012/18/EU (Seveso-III-Richtlinie) 

sowie die diesbezügliche nationale Gesetzgebung nicht betroffen. 

 

Risiken durch schwere Unfälle und Katastrophen mit möglichen Auswirkun-

gen auf die einschlägigen Schutzgüter und deren Wechselwirkungen, die 

von außen auf das Plangebiet einwirken, könnten nach heutigem pflichtge-

mäßem Ermessen von Havarien aus den umliegenden Gewerbetrieben 

ausgehen, auch wenn es sich hier nicht um Störfallbetriebe handelt (s.o.). 
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Risiken für schwere Unfälle und Katastrophen sind zudem in möglichen Ha-

varien und Verkehrsunfällen von Gefahrguttransporten auf den angrenzen-

den Hauptverkehrsstraßen zu sehen, die sich auch auf das Plangebiet 

auswirken können. 

 

Risiken durch schwere Unfälle und Katastrophen, die aus dem Plangebiet 

in die umgrenzenden Gebiete wirken, bestehen weniger in den zulässigen 

Gewerbebetrieben, sondern einzig und allein in Havarien oder Unfällen der 

im GE allgemein zulässigen Tankstellen. 

 

Derzeit sind bei der Umsetzung der Planung keine weitergehenden Risiken 

für die o.g. Schutzgüter und deren Wechselwirkungen durch schwere Unfäl-

le oder Katastrophen abzusehen. 

 

6.3. Zusätzliche Angaben 

 

6.3.1. Wichtigste Merkmale der verwendeten technischen Verfahren sowie 

Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben 

 

Die Umweltprüfung wird aufgrund der vorliegenden umweltrelevanten In-

formationen mit Relevanz für die zu untersuchenden Schutzgüter (siehe 

Kapitel 6.2.1) durchgeführt, die dem Verfasser vorliegen oder dem Verfas-

ser vorgelegt wurden. Bei der Zusammenstellung der Angaben sind bisher 

keine signifikanten Schwierigkeiten aufgetreten. 

 

6.3.2. Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwachung der erheb-

lichen Auswirkungen 

 

Gem. § 4c Abs. 1 BauGB haben die Gemeinden die erheblichen Umwelt-

auswirkungen, die aufgrund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, zu 

überwachen, um insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkun-

gen frühzeitig zu ermitteln und in der Lage zu sein, geeignete Maßnahmen 

zur Abhilfe zu ergreifen. Damit besteht der primäre Anwendungsbereich des 

Monitorings darin, die prognostischen Folgeabschätzungen bei der 



 

 

21 

 

Planaufstellung im Nachhinein unter Kontrolle zu halten. Unvorhergesehen 

sind in diesem Zusammenhang Auswirkungen, wenn sie nach Art und In-

tensität nicht bereits Gegenstand der Abwägung sind oder, wenn Progno-

seunsicherheiten bestehen. Die geplanten Überwachungsmaßnahmen sind 

der anhängenden Tabelle zu entnehmen. 

 

Im vorliegenden Fall ergeben sich die Umweltauswirkungen in erster Linie 

durch Art und Umfang der baulichen Maßnahmen im Plangebiet. Da für 

diese baulichen Maßnahmen die gesetzliche Grundlage als örtliche Sat-

zung ein Bebauungsplan ist, ist die Kontrollbehörde für die Einhaltung der 

Festsetzungen die Stadt Bayreuth mit ihren entsprechenden Fachdienst-

stellen (Zusammenarbeit Bauordnungsamt, Stadtplanungsamt und Umwelt-

amt). 

 

Damit verbleiben nach derzeitigem Sach- und Kenntnisstand durch die 

Realisierung der Planung keine unvorhergesehenen erheblichen Umwelt-

auswirkungen. Nachdem weitere Überwachungsmaßnahmen daher nicht 

erforderlich sind, kann auf ein systematisches Monitoring verzichtet werden. 

 

6.3.3. Allgemein verständliche Zusammenfassung 

 

Bei dem knapp 600 m nordwestlich der Bayreuther Innenstadt im Stadtteil 

City gelegenen Plangebiet zwischen der Carl-Schüller-Straße, dem Berliner 

Platz, der Eduard-Bayerlein-Straße und des Areals der Feuerwache Bay-

reuth handelt es sich um ein bestehendes Misch- und Gewerbegebiet mit 

entsprechenden Bebauungsstrukturen. Konkret beabsichtigen die Bay-

reuther Stadtwerke, ihre vorhandenen Liegenschaften (Außenlager an der 

Spitzwegstraße, Hauptstandort an der Birkenstraße, Verkehrsbetriebe an 

der Eduard-Bayerlein-Straße) auf den gegenständlichen Grundstücken an 

der Eduard-Bayerlein-Straße zu konsolidieren. Neben dem Neubau des 

Verwaltungsgebäudes sollen auch der Betriebshof einschließlich Werkstatt-

flächen sowie Lager- und Sozialflächen realisiert werden. Die Bestandsge-

bäude des Omnibusbetriebshofs und Teile des sanierten Schalthauses sol-

len dabei in das Konzept integriert und nicht ersetzt werden. Über die ge-
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genständlichen Bauleitplanverfahren ist zunächst entsprechendes Pla-

nungsrecht zu schaffen. 

 

Es handelt sich bei den gegenständlichen Bauleitplanverfahren um die 

Überplanung größtenteils bebauten Bestandes. Es sind bereits heute gem. 

§ 30 BauGB Vorhaben nach Maßgabe der bestehenden Bebauungspläne 

Nr. 9/82, Nr. 13/82 und Nr. 6/83 TB3 zulässig. Durch die Bauleitplanung in 

einem bereits bebauten bzw. bebaubaren Gebiet werden keine weiterge-

henden erheblichen Nachteile hinsichtlich der im BauGB genannten 

Schutzgüter erwartet. Die Auswirkungen sind nach aktuellem Sach- und 

Kenntnisstand vor diesem Hintergrund als insgesamt gering zu beurteilen. 

 

6.3.4 Referenzliste/Quellen 

 

 Baugenehmigungsakten einzelner Vorhaben 

 Luftbildanalysen des Stadtplanungsamtes anhand Luftbildern aus dem 

Frühjahr 2021 

 Kartierungen/Auskünfte aus Geoinformationssystem der Stadt Bayreuth 

(GeoAS, AGIS GmbH) 

 Mehrere Ortsbegehungen des Stadtplanungsamtes seit April 2021 

 Stadtklimauntersuchung Stadt Bayreuth des Büros für Umweltmeteorolo-

gie Paderborn von 2000 

 Verfahrensakten zu den Bebauungsplänen Nr. 9/82, Nr. 13/82 und 

Nr. 6/83 TB3 

 

 

7. Rechtsgrundlagen 

 

Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 03.11.2017 

(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 

08.08.2020 (BGBl. I S. 1728) 

 

Baumschutzverordnung der Stadt Bayreuth vom 29.06.2005  
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Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 

21.11.2017 (BGBl. I S. 3786) 

 

Bayerische Bauordnung (BayBO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 

14.08.2007 (GVBl S. 588, Bay RS 2132-1-B), zuletzt geändert durch § 1 

des Gesetzes vom 23.12.2020 (GVBl. 663) 

 

Planzeichenverordnung 1990 (PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I 

S. 58), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 

(BGBl. I S. 1057) 

 

 

 

Stadtplanungsamt: 



 

Q:\B_Plan_im_Verfahren\1-21_GE+MI_Eduard-Bayerlein-Straße\Verfahren\Einl-2.1_frühzBet-3.1-4.1\ub_Ä34_1-21_GE+MI_E-B-Str_Einleitung_2021-05-18.docx 1

PL 610/22 Nr. 34      Flächennutzungsplan-Änderungsverfahren Nr. 34 „Gewerbegebiet Eduard-Bayerlein-Straße“ und    Bayreuth, 18.05.2021 
PL 610/24 Nr. 1/21       Bebauungsplanverfahren Nr. 1/21 „Gewerbe- und Mischgebiet Eduard-Bayerlein-Straße“    Bö 
          Anlage zum Umweltbericht - Bewertung der Umweltauswirkungen (Tabelle) 
 

Schutzgüter 
Bestandsaufnahme 

(Basisszenario) 

Bewertung der erheblichen Umweltauswirkungen 
Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 

Geplante Maßnahmen zur 
Vermeidung, Verhinderung, 
Verringerung und zum Aus-

gleich 

Geplante Überwachungs-
maßnahmen 
(Monitoring) 

Baubedingte 
Auswirkungen 

Anlagebedingte 
Auswirkungen 

Betriebsbedingte 
Auswirkungen 

Ergebnis 

Fläche und 
Boden 

 geologische Karte von Bayern: 
künstliche Aufschüttung, Ge-
ländeveränderung 

 gewerbegebietstypische Flä-
chenversiegelung bereits im 
Bestand 

 Bestehendes Planungsrecht 
(§ 30 BauGB) für ein Gewer-
begebiet; Eingriff bereits zuläs-
sig (kein Ausgleich erforderlich) 

Geringe Erheblichkeit Geringe Erheblichkeit Geringe Erheblichkeit Geringe Erheblichkeit  geplante Nutzungsintensivierung 
an einem etablierten Gewerbe-
standort (Vermeidung von Flächen-
verbrauch in bislang nicht bebauten 
Bereichen der Stadt Bayreuth, Re-
duzierung des Drucks auf den pla-
nungsrechtlichen Außenbereich) 

 Mindestausstattung an Grünflächen 
mit Baum- und Sträucherpflanzun-
gen auf den gewerblich verdichte-
ten Grundstücken (10 % der 
Grundstücksfläche) 

 effektive Grundstücksausnutzung 
auch vertikal angedacht; nicht nur 
in der Fläche (in Abhängigkeit des 
Wettbewerbsergebnisses) 

 Bodengutachten (in der Erstellung) 
ggf. mit weiteren Maßnahmenemp-
fehlungen 

 Baugenehmigungsverfahren 
(Kontrolle der Einhaltung der 
Festsetzungen, ggf. Auflagen 
und Nachweispflichten) 

 ggf. Einleitung weiterer Ver-
meidungs-, Verhinderungs-, 
Verringerungs- und Aus-
gleichsmaßnahmen 

 ggf. Vollzugsmaßnahmen 

Wasser  keine Oberflächengewässer 
 keine vorliegenden Erkenntnis-

se zum Grundwasser 

Geringe Erheblichkeit Geringe Erheblichkeit Geringe Erheblichkeit Geringe Erheblichkeit  Mindestausstattung an Grünflächen 
mit Baum- und Sträucherpflanzun-
gen auf den gewerblich verdichte-
ten Grundstücken (10 % der 
Grundstücksfläche, Versickerung 
möglich) 

 maximale Drosselabflussspende: 
70 l/s x ha Grundstücksfläche und 
Rückhaltemaßnahmen auf dem 
Grundstück 

 Dachbegrünung zur Nieder-
schlagswasserrückhaltung geplant 
(in Abhängigkeit des Wettbewerbs-
ergebnisses) 

 Baugrund-/Bodengutachten (in der 
Erstellung, zu erwartende Erkennt-
nisse zum Höchstgrundwasser-
stand) ggf. mit weiteren Maßnah-
menempfehlungen 

 Baugenehmigungsverfahren 
(Kontrolle der Einhaltung der 
Festsetzungen, ggf. Auflagen 
und Nachweispflichten) 

 ggf. Einleitung weiterer Ver-
meidungs-, Verhinderungs-, 
Verringerungs- und Aus-
gleichsmaßnahmen 

 ggf. Vollzugsmaßnahmen 

Tiere, Pflan-
zen und biolo-
gische Vielfalt 

 keine Gebiete der Fauna-Flora-
Habitat-Richtlinie (FFH-Gebiet 
einschl. Neumeldungen) im 
Gebiet oder in der Nähe 

 keine geschützten Biotope 
gem. § 30 BNatSchG und auch 
keine kartierten Biotope inner-
halb des Geltungsbereichs 

 kartierte Biotope in der Nähe  
(Gehölzstrukturen an der ehe-
maligen Spinnerei): 
BT-0855-002 
BT-0855-005 
BT-0855-006 
BT-0855-007 

Geringe Erheblichkeit Geringe Erheblichkeit Geringe Erheblichkeit Geringe Erheblichkeit  Mindestausstattung an Grünflächen 
mit Baum- und Sträucherpflanzun-
gen auf den gewerblich verdichte-
ten Grundstücken (10 % der 
Grundstücksfläche, Lebensraum für 
Pflanzen und Tiere) 

 Pflanzung eines großkronigen hei-
mischen Laubbaums pro 400 m2 
Grundstücksfläche, Auflockerung 
etwaiger oberirischer Stellplatzan-
lagen (Lebensraum für Pflanzen 
und Tiere) 

 spezielle artenschutzrechtliche 
Prüfung (saP, in der Erstellung, zu 
untersuchende Arten (mind.): Fle-
dermäuse und Vögel) ggf. mit wei-

 Baugenehmigungsverfahren 
(Kontrolle der Einhaltung der 
Festsetzungen, ggf. Auflagen 
und Nachweispflichten) 

 ggf. Einleitung weiterer Ver-
meidungs-, Verhinderungs-, 
Verringerungs- und Aus-
gleichsmaßnahmen 

 ggf. Vollzugsmaßnahmen 

- Entwurf - 



 
 keine Naturdenkmäler inner-

halb des Geltungsbereichs 
 Baum-, Sträucher- und Wie-

senstrukturen im Plangebiet 

teren Maßnahmenempfehlungen 
(Vermeidungs-/CEF-Maßnahmen) 

Klima und Luft  Aussagen des Gutachtens 
"Stadtklimaanalyse Bayreuth", 
Büro für Umweltmeteorologie, 
Paderborn, 2000, v.a. Klima-
funktionskarte (Nr. 12): Ge-
werbeklimatop mit hoher bi-
oklimatischer Belastung, sehr 
hoher Versiegelungsgrad 

 Ersteinschätzung des Klima-
schutzmanagements der Stadt 
Bayreuth vom 15.02.2021: 
„Klimatechnisch wird das Vor-
haben keine großen Auswir-
kungen haben, wenn man vom 
Verlust der ausgewachsenen 
Bäume absieht.“ 

Geringe Erheblichkeit Geringe Erheblichkeit Geringe Erheblichkeit Geringe Erheblichkeit  Mindestausstattung an Grünflächen 
mit Baum- und Sträucherpflanzun-
gen auf den gewerblich verdichte-
ten Grundstücken (10 % der 
Grundstücksfläche) 

 Pflanzung eines großkronigen hei-
mischen Laubbaums pro 400 m2 
Grundstücksfläche 

 Dachbegrünung zur Nieder-
schlagswasserrückhaltung geplant 
(in Abhängigkeit des Wettbewerbs-
ergebnisses) 

 Baugenehmigungsverfahren 
(Kontrolle der Einhaltung der 
Festsetzungen, ggf. Auflagen 
und Nachweispflichten) 

 ggf. Einleitung weiterer Ver-
meidungs-, Verhinderungs-, 
Verringerungs- und Aus-
gleichsmaßnahmen 

 ggf. Vollzugsmaßnahmen 

Mensch 
(Lärm) 

 Nähe des Plangebietes zu 
Wohnnutzungen (Eduard-
Bayerlein-Straße 8/10/12, al-
lerdings festgesetztes GE) 

 bestehende Emissionen auf 
dem Vorhabenareal 

Geringe Erheblichkeit Geringe Erheblichkeit Geringe Erheblichkeit 
 

Geringe Erheblichkeit  Gewerbe- und Verkehrslärmgut-
achten (in der Erstellung) vrs. mit 
konkreten Maßnahmenempfehlun-
gen (z.B. Geräuschkontingentie-
rung nach DIN 45691, aktive und 
passive Schallschutzmaßnahmen) 

 Baugenehmigungsverfahren 
(Kontrolle der Einhaltung der 
Festsetzungen, ggf. Auflagen 
und Nachweispflichten) 

 ggf. Einleitung weiterer Ver-
meidungs-, Verhinderungs-, 
Verringerungs- und Aus-
gleichsmaßnahmen 

 ggf. Vollzugsmaßnahmen 

Mensch 
(Erholung) 

 erholungsrelevante Funktionen 
im eingefriedeten Gebiet nicht 
vorhanden 

Keine Erheblichkeit Keine Erheblichkeit Keine Erheblichkeit Keine Erheblichkeit  keine Maßnahmen erforderlich   keine Maßnahmen erforderlich 

Landschaft  Lage im Stadtgebiet: Sied-
lungskernbereich 

 gesamtes Gelände nahezu 
eben 

 vorhandene Bebauung 

Geringe Erheblichkeit Geringe Erheblichkeit Geringe Erheblichkeit Geringe Erheblichkeit  Mindestausstattung an Grünflächen 
mit Baum- und Sträucherpflanzun-
gen auf den gewerblich verdichte-
ten Grundstücken (10 % der 
Grundstücksfläche) 

 Pflanzung eines großkronigen hei-
mischen Laubbaums pro 400 m2 
Grundstücksfläche 

 Nachverdichtung bei Einhaltung der 
Festsetzungen zum Maß der bauli-
chen Nutzung sowohl in der Fläche 
als auch in der Gebäudehöhe mög-
lich 

 Baugenehmigungsverfahren 
(Kontrolle der Einhaltung der 
Festsetzungen, ggf. Auflagen 
und Nachweispflichten) 

 ggf. Einleitung weiterer Ver-
meidungs-, Verhinderungs-, 
Verringerungs- und Aus-
gleichsmaßnahmen 

 ggf. Vollzugsmaßnahmen 

Kultur- und 
Sachgüter 

 keine Kultur- oder Sachgüter 
im Geltungsbereich vorhanden 

 Gebäudedenkmal (Industrie-
denkmal Carl-Schüller-Straße 
54, Denkmal-Nr.: D-4-62-000-
434) in der Nähe, aber beste-
hendes Planungsrecht 

Geringe Erheblichkeit Geringe Erheblichkeit Geringe Erheblichkeit Geringe Erheblichkeit  keine Maßnahmen erforderlich  keine Maßnahmen erforderlich 

Stadtplanungsamt: 


